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Sehr geehrter Herr Minister,

in ihrer Sitzung in vereinigten Sektionen vom 8. März 2001 hat die Ständige Kommission für Sprachenkontrolle (SKSK) eine Klage untersucht, die gegen das Ministerium der Finanzen, Abteilung Katasterverwaltung, eingereicht wurde, weil einem Beamten, Inhaber eines in französischer Sprache ausgestellten Diploms, eine Prüfung über die Kenntnis der französischen Sprache auferlegt wurde.

*

*      *

Herr Maraite ist deutschsprachiger Hauptprüfer (Rang 2+) bei der Katasterverwaltung. Im Jahre 1985 bestand er die Aufstiegsprüfung zum Rang eines Hauptinspektors (Rang 1) innerhalb derselben Verwaltung. Da die einzige für einen Deutschsprachigen vorgesehene Stelle dieses Rangs bereits besetzt war, bewarb Herr Maraite sich für eine entsprechende Stelle im französischen Sprachgebiet. Obwohl er Inhaber eines in französischer Sprache ausgestellten Diploms ist, verpflichtet ihn die Katasterverwaltung dazu, eine Prüfung über die gründliche Kenntnis der französischen Sprache abzulegen.

Im September 2000 schrieb Herr Maraite sich für die besagte Prüfung ein. Daraufhin teilte das Auswahlbüro der Föderalverwaltung (SELOR) ihm am 29. September 2000 mit, dass er als Inhaber eines in französischer Sprache ausgestellten Diploms für diese Prüfung nicht zugelassen sei.

*

*      *

Die SKSK stellt fest, dass die Außenstellen der Katasterverwaltung regionale Dienststellen sind und daher den Bestimmungen von Kapitel IV der durch Königlichen Erlass vom 18. Juli 1966 koordinierten Gesetze über den Sprachengebrauch in Verwaltungsangelegenheiten (KGS) unterliegen.

Im vorliegenden Fall kommt jedoch lediglich eine regionale Dienststelle im Sinne von Artikel 33 der KSG (Dienststelle, deren Tätigkeitsbereich sich ausschließlich auf Gemeinden ohne Sonderregelung des französischen Sprachgebietes erstreckt und deren Dienst im selben Gebiet liegt) in Frage oder eine regionale Dienststelle im Sinne von Artikel 34  1 KSG (Dienststelle, deren Tätigkeitsbereich sich auf Gemeinden des französischen Sprachgebietes mit Sonderregelungen oder mit verschiedenen Regelungen erstreckt und deren Sitz im selben Gebiet liegt).

Gemäß Artikel 38  1 der KGS darf in den in Artikel 33 oder 34  1 erwähnten Dienststellen niemand in ein Amt oder eine Stelle ernannt oder befördert werden, wenn er die Sprache des Gebietes nicht beherrscht.

In Artikel 15  1 der KSG wird Folgendes bestimmt:

In lokalen Dienststellen, die im französischen, niederländischen oder deutschen Sprachgebiet angesiedelt sind, darf niemand in ein Amt oder eine Stelle ernannt oder befördert werden, wenn er die Sprache des Gebietes nicht beherrscht.

Zulassungs- und Beförderungsprüfungen werden in derselben Sprache abgehalten.

Bewerber werden nur zur Prüfung zugelassen, wenn aus den erforderlichen Diplomen oder Studienzeugnissen hervorgeht, dass sie am Unterricht in der obenerwähnten Sprache teilgenommen haben. In Ermangelung eines solchen Diploms oder Zeugnisses muss die Kenntnis der Sprache vorher durch eine Prüfung nachgewiesen werden.
Aufgrund der vorstehenden Erläuterungen und der Tatsache, dass Herr Maraite Inhaber eines in französischer Sprache ausgestellten Diploms ist, muss er keine Prüfung über die Kenntnis der Sprache des Gebietes - im vorliegenden Fall über die gründliche Kenntnis der französischen Sprache - ablegen, um Zugang zu einer Stelle innerhalb einer regionalen Dienststelle mit Sitz im französischen Sprachgebiet zu haben.

Die Ständige Kommission für Sprachenkontrolle ist daher der Ansicht, dass die Klage zulässig und begründet ist.

Eine Abschrift des vorliegenden Schreibens ergeht an das Auswahlbüro der Föderalverwaltung (SELOR) und an den Kläger.

Mit vorzüglicher Hochachtung 




Der Vorsitzende

A. VAN CAUWELAERT-DE WYELS



Rue Royale 47 Koningsstraat 1000 BRÜSSEL Tel.: 02/500.21.11

